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Regierungsrätin Dr. Cornelia Gass­
ner nimmt an der Europäischen 
Raumplanungskonferenz in Oslo 
teil. 

Teilnahme an Raum-
planungskonferenz 

Regierungsrätin Dr. Cornelia 
Gassner nimmt an der 10. Europäi­
schen Raumplanungskonferenz in 
Oslo (Norwegen) teil. Sie wird zu 
dieser Konferenz, die von Montag 
abend bis Mittwoch dauert, vom 
Leiter des Hochbauamtes, Walter 
Walch, begleitet. Architekt Walter 
Walch ist in der  Landesverwaltung 
zuständig für Fragen der Raumpla­
nung. 

Raumplanung ist auch für Liech­
tenstein ein grosses Thema. Das 
Raumplanungsgesetz liegt nach An-~ 
gaben von Regierungsrätin Dr. Cor­
nelia Gassner schon seit 1992 vor. 
Der Gesetzesentwurf sei mehrfach 
in der Regierung behandelt, bisher 
aber noch nicht verabschiedet wor­
den. Regierungsrätin Gassner 
möchte in nächster Zeit eine Be­
sprechung mit den Gemeindevor­
stehern in dieser Sache durchführen 
und anschliessend den Entwurf für 
das Raumplaniingsgesetz in die 
Vernehmlassung geben. 

AKTUELL 

Vereinter Aufruf für 
Anti-Rassismus-Vorlage 

Bern (AP) Die vier Schweizer 
Bundesratsparteien sowie die Grü­
nen, Liberalen und de r  LdU haben 
am Montag in Bern vereint zu ei­
nem Ja zur Anti-Rassismus-Vorlage 
aufgerufen. Die Annahme der 
Strafnorm werde die Fortführung 
der bewährten Tradition des 
Schutzes der  Menschenwürde er­
möglichen, sagte Nationalrat 
Franqois Loeb (FDP/BE). 

Medizinstudium: Diffe­
renzierte Alterskriterien 

Bern (AP) Die Kommission der 
Hochschulvereinbarung empfiehlt 
den Kantonen Bern, und Zürich an­
gesichts der  geplanten zeitweiligen 
Aufnahmebeschränkungen diffe­
renzierte Alterskriterien. Dies sei 
nötig, um die Gleichstellung aller 
Studierenden der angeschlossenen 
Kantone und des Fürstentums 
Liechtenstein zu garantieren, teilte 
die Kommission am Montag mit.  

Für Verschärfungen der 
Tierschutzbestimmungen 

Bern (AP) Tierschutzorganisatio­
nen fordern ein Verbot für die nach 
ihrer Darstellung «legale Tierquäle­
rei». Die Schutzbestimmungen müs-
sten deshalb verschärft werden, 
hiess es am Montag an einer Presse­
konferenz. Artfremde Haltung so­
wie schmerzhafte Eingriffe bei Tie­
ren ohne Betäubung sollen verbo­
ten werden. 

Gewichtsbesteuerung für Motorfahrzeuge statt Okobonus 
Nochmalige Änderung der  Regierungsvorlage über die Motorfahrzeugsteuer - Gewichtsbesteuerung in Zusammenhang mit C02 -Abgabe 

(G.M.) - Künftig sollen im Fürstentum 
Liechtenstein alle Motorfahrzeuge nach 
dem Gewicht, nicht mehr nach dem Hub­
raum, besteuert werden. Die Regierung 
hat dem Landtag einen revidierten Be­
richt mit dem Vorschlag der Gewichtsbe­
steuerung unterbreitet. Die Einführung 
einer Besteuerung nach dem Verursa­
cherprinzip oder die Einführung eines 
Öko-Bonus-Systems hält die Regierung 
weiterhin für nicht durchführbar, weil 
die entsprechenden technischen Voraus­
setzungen für die Erfassung der notwen­
digen Fahrleistungsdaten fehlen. 

Die Frage der Motorfahrzeugbesteue­
rung bewegt das Fürstentum Liechten­
stein schon seit einigen Jahren. Die Re­
gierung legte 1988 einen ersten Antrag 
für die Schaffung eines neuen Motor­
fahrzeugsteuergesetzes vor, das vom 
Landtag jedoch nicht mit grosser Begei­
sterung aufgenommen wurde: Einerseits 
erhoben sich Vorbehalten gegen die Ab­
sicht, die geltende Hubraum-Besteue­
rung bei den Personenwagen beizube­
halten, während bei den Last- und Lie­
ferwagen eine Gewichtsbesteuerung ein­
geführt werden sollte. Anderseits wur­
den Forderungen nach einem modernen 
Gesetz vorgetragen, das den Anforde­
rungen des Umweltschutzes genügen 
könnte. 

Absage an Öko-Bonus-System 
Diesen Forderungen, die im Parla­

ment und aus Umweltschutzkreisen ge­
stellt wurden, erteilte die Regierung 

nach der ersten Behandlung der Geset­
zesvorlage in einem Bericht eine Absa­
ge. Die Besteuerung nach Fahrleistun­
gen, etwa durch den Einbau eines Rad­
umdrehungszählers in den Autos, erschi­
en der  Regierung damals wegen den zu 
erwartenden Schwierigkeiten beim Voll­
zug, nicht opportun. Ausserdem brachte 
sie soziale Aspekte in die Diskussiön, in­
dem sie darauf hinwies, dass beispiels­
weise beruflich auf Motorfahrzeuge an­
gewiesene Personen und Bewohner ab­
gelegener, vom öffentlichen Verkehr 
schlecht erschlossener Gebiete eine Be­
nachteiligung erfahren würden. 

Besteuerung nach Gewicht 
statt Hubraunt 

Nachdem der  Landtag in seiner Sit­
zung vom Februar 1994 die Regierungs­
vorlage nur grundsätzlich beraten, aber 
nicht verabschieden wollte, weil die er­
ste Behandlung der  Vorlage schon einige 
Jahre zurücklag, überarbeitete die Re­
gierung ihren Antrag erneut und legte 
nun einen neuen Vorschlag vor, der die 
Besteuerung nach Gpwicht statt Hub­
raum für alle Motorfahrzeuge vorsieht. 
Die Regierung hält, die Gewichtsbe­
steuerung für eine «mögliche verursa­
chergerechte Besteuerung» und sieht 
diese Form de r  Besteuerung vor allem 
im Hinblick auf di$ Einführung einer 
C02-Abgabe, wie sie in der Europäi­
schen Union ( E U )  geplant und in de r  
Schweiz bereits auf (anfangs 1996 vorge­
sehen ist, als sinnvoll an. Erneut erteilt 

die Regierung den Forderungen nach 
Einführung einer fahrleistungsabhängi-
gen Besteuerung eine Absage, weil die 
Einhebung auf  diese Ar t  sowohl tech­
nisch wie administrativ grosse Probleme 
aufwerfen würde. 

Nachteile und yorteile heben sich auf 
In ihrem Bericht verschweigt sie aller­

dings auch nicht, dass die Besteuerung 
nach dem Gesamtgewicht wie jede ande­
re Steuerart auch gewisse Nachteile auf­
weise. Fahrzeuge mit einem geringen 
Gewicht, jedoch mit grossem Hubraum 
würden beispielsweise mit tieferen Steu­
ern als bisher belastet, hält die Regie­
rung fest. Anderseits aber ergebe sich 
nach der Erhöhung des Zollzuschlags für 
Treibstoffe und aus der  beabsichtigten 
Einführung einer CO^-Abgabe aufgrund 
des höheren Treibstoffverbrauchs für 
solche Fahrzeuge eine insgesamt stärkere 
Belastung als Fahrzeuge mit kleinerem 
Hubraum und weniger Leistung. 

Die Jahressteuer für Personenwagen 
soll nach dem Regierungsvorschlag 
künftig bis 1000 kg Gesamtgewicht 100 
Fr. betragen. Bis 2000 kg Gewicht erhöht 
sich die Fahrzeugsteuer auf  26 Fr. pro  
100 kg. Fahrzeuge mit höherem Gewicht 
unterliegen einer Besteuerung von 30 Fr. 
je 100 kg. 

Für Lieferwagen, Kleinbusse und 
leichte Motorwagen beträgt die Besteue­
rung bis 1000 kg ebenfalls 100 Fr. Bis 
2000 kg Gesamtgewicht werden 16 Fr. 
pro 100 kg berechnet, für Fahrzeuge 

Ausstellung öffnet täglich u m  14 Uhr - L I H G A - Z e l t  mit Unterhaltung auch am späteren Abend  geöffnet 

Die 10. Liechtensteinische Industrie-, Handels- und Gewerbeaussteilung (LIHGA), die am Samstag ihre Tore öffnete, erwartet bis 
zum Sonntag täglich auf  Besucher. Unser Bild zeigt Besucherinnen und  Besucher, die schon am Nachmittag die Gelegenheit 
benützten, die attraktive Ausstellung zu besichtigen. Die Ausstellung wartet mit zahlreichen Sonderschauen auf, die zwischen der 
Leistungsschau des einheimischen Gewerbes plaziert sind. (Bild: Beat Schürte) 

über diesem Gewicht beträgt die Steuer 
6 Fr. j e  100 kg. 

Auch für Lastwagen, Sattelschlepper 
und schwere Motorwagen gilt die 
Grundgebühr von 100 Fr. bis zum Ge­
wicht von 1000 kg. Für  Fahrzeuge mit bis 
zu 12000 kg Gesamtgewicht werden 8 Fr. 
pro 100 kg berechnet, für über diesem 
Gewicht liegende Fahrzeuge 6 Fr. je 100 
kg-

Weniger hohe Ansätze sind für land­
wirtschaftliche Traktoren und Anhänger 
vorgesehen, für landwirtschaftliche Ein­
achser soll eine Pauschalsteuer eingeho­
ben werden. 

Steuerbefreiung für Solar- und Elektro-
fahrzeuge 

Die Regierungsvorlage umschreibt 
aber nicht nur  im Detail die künftigen 
Steuersätze, sondern auch jene Fahrzeu­
ge, die künftig von de r  Motorfahrzeug­
steuer befreit sind. Es handelt sich um 
Fahrzeuge des Staates, des Fürsten und 
des Erbprinzen sowie um Fahrzeuge der 
Feuerwehren, Rettungsdienste und 
Krankenwagen. Von der Steuer befreit 
sind ferner die Busse der Postautounter­
nehmer. 

Eine befristete Steuerbefreiung bis 
zum 31. Dezember 1999 sollen nach dem 
Regierungsvorschlag die Solar- und 
Elektrofährzeuge sowie die Hybrid-
Fahrzeuge erhalten. Die Regierung folgt 
mit diesem Vorschlag einem 1991 im 
Landtag ' eingereichten Postulat nach 
Steuerbefreiung dieser Fahrzeuge. 

Vertrauensverlust in 
CH-Bundesbehörden 

Bern (AP)  Eine Delegation des Bun­
desrates hat sich am Montag in Bern mit 
Nichtregierungsparteien zu einer Aus­
sprache über  den Vertrauensverlust in 
die Bundesbehörden getroffen. Dabei 
kam unter anderem de r  Einsatz der 
Bundesratsmitglieder vor Volksabstim­
mungen zur Sprache, wie die Bundes­
kanzlei mitteilte. Nach Bedarf sollen 
weitere Treffen stattfinden. 

Im Zentrum des zweistündigen Mei­
nungsaustausches, an dem die Schweizer 
Landesregierung mit den Bundesräten 
Otto Stich und Kaspar Villiger sowie 
Bundeskanzler Francois Couchepin ver­
treten war, stand die Frage des Vertrau­
ens in die Behörden, wie es in der  Mit­
teilung heisst. Von Seiten der im Parla­
ment vertretenen Nichtregierungspartei­
en waren die Fraktionen de r  GPS, 
LdU/EVP, LPS, FPS, Lega sowie die 
PdA und die E D U  vertreten. Die Bun­
desratsdelegation legte den Parteienver­
tretern die Ende Juni gefällten Beschlüs­
se dar, wonach die Haushaltssanierung, 
die Aussenwirtschaftspolitik sowie die 
Sicherung von Sozialwerken zu den prio-
ritären politischen Aufgaben erklärt 
wurden. Die Parteien Vertreter schlössen 
sich gemäss Mitteilung dieser Einschät­
zung an. Wichtiger als die Zielsetzung 
sei ihnen aber, wie man diese Probleme 
lösen könne. 

Neue Tourismus-Fachhochschule 
Auch Liechtenstein an Projekt in Bündnerland interessiert 

Chur/Samedan (AP) Die Höhere Wirt- Erziehungsdepartement, die Ingenieur­
schafts- und Verwaltungsschule (HWV) In schule HTL Chur und das Bündner Lehr 
d i u r  and die Mittelschule und Touris- rerseminar. Sympathien gewinne die Idee 

auch im Fürstentum Liechtenstein und  musfachscbule (MTS) in Samedan wollen 
künftig in einer Fachhochschule Südost­
schweiz eng zusammenarbeiten. Die neue 
Schule für Wirtschaft und Tourismus be­
deute eine einmalige Chance für den 
JVemdenverkehr, hiess es am Montag in 
Chur. 

Der  Präsident des Schulrates der  HWV, 
Hans Villinger, hob gemäss den Unterla­
gen einer Pressekonferenz hervor, die Vi-

den Kantonen St. Gallen und Glarus. D e r  
Bündner Regierungsrat Joachim Caluori 
sehe darin eine konkrete Revitalisie­
rungsmassnahme für die Volkswirtschaft. 

Der im Bundesamt für Industrie, G e ­
werbe und Arbeit (BIGA) für Fachhoch­
schulen verantwortliche Andre Giere at­
testiere der Lösung echten Vorbildcha-

gtii ciuci ncsscKunierenz nervor, aie vi- rakter. Gemäss einer Vereinbarung vom 
sion der Fachhochschule SUdostschweiz vergangenen Mai wollen H W V  und MTS 
konkretisiere sich mehr und mehr. Hinter gemeinsam einen Bereich Wirtschaft und 
dem Projekt stünden bisher das Bündner Tourismus aufbauen. 

Super-Jackpot wieder nicht geknackt 
Zehnmal sechs Richtige g e t i p p t - A b e r  die Superzahl war  immer falsch 

Münster (AP) Lotto-Fieber ohne 
Ende: Auch im zehnten Anlauf ist der 
mittlerweile mit 35 Millionen Mark ge­
füllte Super-Jackpot des deutschen Lot­
toblocks nicht geknackt worden. Am 
nächsten Wochenende warten nun rund 
42 Millionen Mark auf einen glücklichen 
Gewinner, wie der Sprecher der West­
deutschen Lotterie GmbH, Elmar Bam-
faste, am Montag in Münster mitteilte. 

Immerhin zehn Lottospieler hatten 
am Samstag Europas grössten Lotterie­
gewinn schon fast in der  Hand. Sechs 
Lottospieler in Nordrhein-Westfalen so­
wie jeweils einer in Hessen, Niedersach­
sen, Brandenburg und im Saarland tipp­

ten die richtige Zahlenfolge 5 ,16,17,24,  
30 und 42, doch keiner von ihnen hatte 
die Superzahl 5 als Endziffer seiner 
Spielscheinnummer. «Das reicht ans 
Fantastische. Diese Entwicklung spricht 
jeder  Statistik Hohn. Das  hat  es auch 
annähernd noch nie gegeben», staunte 
der  West-Lottosprecher Bamfaste über 
das Überleben des Jackpots. 

Lottoexperten hatten a m  Wochenende 
noch damit gerechnet, dass der  Jackpot 
im zehnten Anlauf endlich geknackt 
worden sei und sich dank d e r  schön ver­
teilten Zahlenreihe wahrscheinlich sogar 
mehrere Glückliche den Supergewinn 
teilen müssten. 


